VERWALTUNGSGERICHT DES KANTONS FREIBURG
III. VERWALTUNGSGERICHTSHOF

Sitzung vom 16. Januar 2003

Präsidentin:



Marianne Jungo

Richter:



Gabrielle Multone und Michel Wuilleret

In Sachen Beschwerde vom 29. Juni 1999

(3A 99 141)

XXX, Postfach …, Freiburg,

gegen

den Entscheid der Sozialkommission der Gemeinde YYY vom 23. Juni 1999 (Abweisung der Einsprache und Bestätigung der Rückerstattungspflicht über 2'323.55 Franken)

(Sozialhilfe / Rückerstattung materieller Hilfe und Informationspflicht; Art. 29 und 24 SHG)

in Erwägung:

in tatsächlicher Hinsicht:

A. Vom 5. Januar 1990 bis zum 7. September 1990 bezog XXX vom Sozialdienst der Gemeinde YYY (der Sozialdienst) materielle Sozialhilfe von insgesamt 8'945.75 Franken. Am 25. März 1991 wurde der gewährte Gesamtbetrag noch auf 2'325.55 Franken beziffert, hauptsächlich infolge von Entschädigungen wegen Arbeitslosigkeit und Krankheit.

Mit Brief vom 27. Mai 1998 schickte die Ausgleichskasse des Kantons Freiburg dem Sozialdienst ein Formular „Überweisung von AHV-/IV-Ausständen an Dritte, die Vorschüsse geleistet haben“ und teilte mit, dass XXX auf eine Invalidenrente Anspruch erheben könne. Der Sozialdienst füllte dieses Formular nicht aus.


Mit Entscheid vom 16. Juli 1998 gewährte die Invalidenversicherungsstelle XXX eine halbe Invalidenrente mit der Angabe, rückwirkend werde ihm eine Summe von 23'420.- Franken ausgerichtet.


Mit Brief vom gleichen Tag erinnerte der Finanzdienst der Gemeinde YYY (der Finanzdienst) XXX an die von ihm bezogenen Leistungen und erteilte ihm eine Frist von einem Monat für die Unterbreitung eines detaillierten Rückzahlungsplans.


Der Interessierte reagierte nicht darauf.


Mit Mahnung vom 4. September 1998 erteilte der Finanzdienst XXX eine letzte Frist von 30 Tagen für die Unterbreitung eines detaillierten Rückzahlungsplans.


Mit Brief vom 2. Oktober 1998 beantwortete XXX diese Mahnung, indem er im Wesentlichen behauptete, er beziehe nur eine halbe Invalidenrente, mit der er für seinen Lebensbedarf nicht aufkommen könne.


Mit Brief vom 6. Oktober 1998 schlug der Finanzdienst XXX vor, einen Betrag von 1'160.- Franken, das heisst die Hälfte seiner Schuld, innert 30 Tagen rückzuerstatten, und in diesem Fall werde die Forderung nach Rückerstattung des Restbetrags suspendiert.


Dieses Schreiben blieb unbeantwortet.


Mit erneuter Mahnung vom 21. Januar 1999 erteilte der Finanzdienst XXX eine Frist von 30 Tagen für die vollumfängliche Rückerstattung der Summe von 2'323.55 Franken.


Der Interessierte kam dieser Aufforderung nicht nach.


B. Mit Verfügung vom 3. Mai 1999 an XXX verlangte die Sozialkommission der Gemeinde YYY (die Sozialkommission) die vollumfängliche Rückerstattung der Schuld von 2'325.55 Franken bis zum 3. Juni 1999.



C. Am 23. Juni 1999 bestätigte die Sozialkommission infolge der Einsprache von XXX vom 17. Mai 1999 ihre Verfügung vom 3. Mai 1999. Sie trat nicht auf einen Vorschlag von XXX bezüglich einer Zusammenkunft ein.



D. Am 29. Juni 1999 (ergänzt am 5. Juli 1999) reichte XXX beim Verwaltungsgericht schriftlich Beschwerde gegen den Entscheid vom 23. Juni 1999 ein, mit dem zumindest impliziten Begehren nach dessen Aufhebung. Für seine Beschwerde machte er geltend, die Sozialkommission habe ein Gespräch mit ihm abgelehnt, er habe im Juli 1998 keine Sozialhilfe erhalten, wohingegen der Entscheid vom 23. Juni 1999 sich auf diese zeit beziehe, er habe stets auf die Briefe der Gemeinde YYY geantwortet und diese habe keinerlei Anspruch auf die rückwirkenden Beträge seiner IV-Rente geltend zu machen, da sie ihm nie einen Vorschuss bezüglich einer solchen Rente gewährt habe.


Ferner ersuchte er um unentgeltliche Rechtspflege.


E. Am 8. September 1999 reichte die Sozialkommission ihre Bemerkungen zu der Beschwerde ein und beantragte deren Abweisung. An erster Stelle stellte sie fest, der Beschwerdeführer gebe zu, Sozialhilfeleistungen über einen Betrag von insgesamt 8’ 945.75 Franken erhalten zu haben, von welchem 2'323.55 Franken noch offen stünden. Sodann unterstrich sie, die Haltung von XXX habe eine Unterredung überflüssig gemacht, und sie räumte ein, sich im Datum, das im Entscheid vom 23. Juni 1999 angegeben worden sei, geirrt zu haben. Schliesslich vertrat sie die Ansicht, aus dem Lesen der Akten gehe klar genug hervor, dass mehrere Schreiben vom Beschwerdeführer nicht beantwortet worden seien. Was die von XXX erhaltenen IV-Ausstände angehe, so wirft die Sozialkommission XXX vor, ihr diese Auszahlung verschwiegen und diesen Betrag nicht zur Rückzahlung von mindestens der Hälfte seiner Schuld verwendet zu haben. Die beklagte Behörde besteht darauf, das Recht auf Anhörung sei mehrmals während des ganzen Verfahrens gewährleistet worden, man habe die Situation des Beschwerdeführers berücksichtigt, dabei habe dieser nie genau seine finanzielle Lage aufgezeigt und auch nicht nachgewiesen, dass sie es nicht ermögliche, seine Schuld ratenweise rückzuerstatten.


F. In seinen Gegenbemerkungen vom 13. Oktober 1999 machte der Beschwerdeführer geltend, er habe es nicht unterlassen, den rückwirkenden Betrag seiner IV-Rente zu erwähnen, er habe die beklagte Behörde klar über seine finanzielle Lage informiert und der von ihm erhaltend rückwirkende Betrag habe es ihm ermöglicht, Schulden zu begleichen, die er in dem Zeitraum, für den er die Rentenausstände schliesslich erhielt, gemacht habe. Er ergänzte ausserdem seine Begründung mit der Behauptung, von einer Person, die nicht einmal über das Existenzminimum verfüge, könne keine Rückerstattung von Sozialhilfeschulden verlangt werden, und er betrachte sich als Opfer eines Missbrauchs seitens der Verwaltungsbehörden.



in rechtlicher Hinsicht:

1 a)
Nach Artikel 36 des Sozialhilfegesetzes (SHG; SGF 831.0.1) können die 
Einspracheentscheide mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht angefochten 
werden.



Der angefochtene Entscheid datiert vom 23. Juni 1999. Die am 29. Juni 1999 
eingereichte und am 5. Juli 1999 ergänzte Beschwerde erfolgte innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist (Art. 79 des Gesetzes über die Verwaltungs​
rechtspflege; VRG; SGF 150.1).



Nach Artikel 81 Abs. 1 VRG muss die Beschwerdeschrift die Begehren des 
Beschwerdeführers und deren Begründung enthalten, andernfalls kann auf die 
Beschwerde nicht eingetreten werden. Im vorliegenden Fall enthält die 
Beschwerde keine ausdrücklichen Begehren. Da es sich jedoch um einen 
Entscheid über die Rückerstattung einer materiellen Sozialhilfe handelt, geht 
die hiesige Behörde davon aus, dass die Begehren implizit sind und sich aus 
dem Inhalt der Beschwerdeschrift ergeben. Indem er die Verwaltungs​
massnahme als „unbegründet, um nicht zu sagen willkürlich“ bezeichnet, 
schliesst der Beschwerdeführer offensichtlich auf die Aufhebung des 
Entscheids. Somit hat die Beschwerde als den formalen Mindest​
anforderungen entsprechend zu gelten.



Demzufolge kann formal auf sie eingetreten werden.



1 b)
Nach Artikel 77 VRG kann mit Beschwerde gerügt werden: Verletzung des 
Rechts einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Ermessens (Bst. 
a) und unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen 
Sachverhalts (Bst. b). Hingegen kann die Unangemessenheit  (Art. 78 Abs. 2 
VRG) nur gerügt werden, wenn die Angelegenheit das Gebiet der öffentlichen 
Abgaben oder der Sozialversicherungen betrifft (Bst. a) oder die Angelegen​
heit der Beschwerde an eine zur Überprüfung dieser Rüge befugten Bundes​
behörde unterliegt (Bst. b) oder ein Gesetz diesen Beschwerdegrund 
ausdrücklich vorsieht (Bst. c).



Obwohl die Sozialhilfe in gewissem Masse den Sozialversicherungen 
verwandt ist, fällt sie nicht in deren Rechtsbereich. Daher kann das 
Verwaltungsgericht mangels ausdrücklicher Rechtsbefugnis nicht die Ange​
messenheit des angefochtenen Entscheids überprüfen.



1 c)
Auch ist einleitend hervorzuheben, dass das Gesetz vom 26. November 1998 
zur Änderung des SHG erst am 1. Januar 2000 in Kraft getreten ist. Somit 
muss die vorliegende Beschwerde unter dem Aspekt des Sozialhilfegesetzes 
vom 14. November 1991 in seinem Wortlaut vom 1. Juli 1994 geprüft werden.



2 a)
Das SHG regelt die Sozialhilfe der Gemeinden und des Kantons an Personen, 
die im Kanton wohnen, sich hier aufhalten oder vorübergehend hier sind (Art. 
1 Abs. 1 SHG). Als bedürftig gilt, wer nicht ausreichend oder nicht rechtzeitig 
aus eigenen Mitteln für seinen Lebensunterhalt aufkommen kann (Art. 3 SHG).


Nach Artikel 4 SHG umfasst die Sozialhilfe die Prävention, die persönliche und 
die materielle Hilfe (Abs. 1). Die Prävention umfasst jede allgemeine oder 
besondere Massnahme, mit der die Beanspruchung persönlicher oder 
materieller Hilfe vermieden werden kann (Abs. 2). Die persönliche Hilfe 
umfasst namentlich das Gespräch, die Information und Beratung (Abs. 3). Die 
materielle Hilfe erfolgt als Bargeldleistung oder in Naturalien (Abs. 4).

2 b)
Nach Artikel 29 Abs. 1 SHG sind Personen, die materielle Hilfe erhalten 
haben, gehalten, diese ganz oder teilweise rückzuerstatten, sobald ihre 
finanzielle Lage dies erlaubt. Aus Absatz 4 dieser Bestimmung geht auch 
hervor, dass die materielle Hilfe, die als Vorschuss auf ausstehende 
Sozialleistungen erteilt wurde, vom Bezüger rückerstattet werden muss, ohne 
dass Bezug auf seine finanzielle Lage genommen wird. Nach Artikel 31 Abs. 1 
SHG verjährt der Anspruch auf Rückerstattung nach 10 Jahren ab der letzten 
Ausrichtung der gewährten Hilfe.
2 c)
Im vorliegenden Fall betrifft die Rückerstattungsforderung der Gemeinde YYY 
materielle Unterstützungsleistungen, die der Beschwerdeführer im Jahr 1990 
bezog, das heisst in einer Zeit, als das IV-Verfahren für ihn noch nicht lief. 
Unter diesen Umständen kann die 1990 gewährte materielle Hilfe nicht als 
Vorschuss auf Sozialleistungen im Sinne von Artikel 29 Abs. 4 SHG 
betrachtet werden. Ihre Rückerstattung unterliegt somit der Voraussetzung 
nach Artikel 29 Abs. 1, dass die finanzielle Lage des Beschwerdeführers eine 
Rückerstattung erlaubt. Die Frage der Verjährung an sich steht nicht zur 
Debatte, da der Finanzdienst die Rückerstattung der Unterstützung spätestens 
mit Verfügung vom 3. Mai 1999, das heisst früher als 10 Jahre seit der 
Gewährung, verlangt hat.




3 a)
In seiner Botschaft zum Entwurf des Sozialhilfegesetzes machte der Staatsrat 
keine näheren Angaben bezüglich allfälliger Kriterien, nach denen bestimmt 
werden kann, ob die finanzielle Lage des Bezügers die Rückerstattung nach 
Artikel 29 Abs. 1 erlaubt.

Nach der Doktrin ist der Grundsatz der Rückerstattung bezogener Leistungen 
eine Besonderheit des Sozialhilferechts und ein Kriterium für die Abgrenzung 
von den Leistungen der Sozialversicherungen, Stipendien oder anderen 
öffentlichen Sozialleistungen, die nur in bestimmten Ausnahmefällen rück​
erstattet werden müssen. Sie präzisiert jedoch, dass die Rückerstattung eine 
grundlegende Verbesserung der wirtschaftlichen Lage des Sozialhilfebezügers 
voraussetzt. In dieser Optik können Einkünfte, die kaum über dem Existenz​
minimum liegen, keine Rückerstattungspflicht auslösen, denn dies würde den 
Willen der Person, selber zurecht zu kommen, untergraben. Die Rück​
erstattung könne namentlich gefordert werden, wenn sie den Schuldner nicht 
daran hindere, seinen gewohnten Lebensstil beizubehalten, wobei jedoch 
präzisiert wird, dass die Sozialhilfebehörde hierin einen grossen Ermessens​
spielraum hat (F. Wolffers, Grundlagen des Sozialhilferechts, Bern 1995, S. 
197).

Die schweizerische Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) empfiehlt ausserdem, 
keine Rückerstattung aus späterem Erwerbseinkommen geltend zu machen 
und die Rückerstattungspflicht auf die folgenden Situationen zu beschränken 
(Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe, Richtlinien für die Ausgestaltung 
und Bemessung der Sozialhilfe, 
2. Auflage 1998, im Folgenden: SKOS-
Richtsätze, Kap. E 3-1):
· bei widerrechtlichem Leistungsbezug;

· bei vorhandenem, aber nicht sofort verwertbarem Vermögen von Sozialhilfesuchenden (z.B. Grundeigentum, Wertschriften, Versicherungsleistungen);

· bei einem Nachlass verstorbener Unterstützter;

· bei einem grösseren Vermögensanfall während der Unterstützung oder innerhalb der in den kantonalen Sozialhilfegesetzen geregelten Verwirkungsfristen.


Zwar ist das Verwaltungsgericht nicht an die Empfehlungen einer 
administrativen Behörde gebunden, doch hatte es schon Gelegenheit 
festzustellen, dass die in diesen Empfehlungen enthaltenen Grundsätze sich 
in den Geist des SHG einfügen und von der hiesigen Behörde bestätigt 
werden können (s. nicht veröffentlichter Verwaltungsgerichtsentscheid vom 
14. März 2000 in der Sache J. gegen die Sozialkommission von YYY).

3 b)
Im Rahmen der Anwendung von Artikel 29 Abs. 1 SHG stellt sich die Frage, ob die 
Rückerstattung von Sozialhilfeleistungen infolge der Ausrichtung eines 
Kapitals aus Invalidenrenten-Ausständen geltend gemacht werden kann, eine 
erhebliche Besonderheit dar. Denn die rückwirkend ausgezahlten Renten 
bezwecken keine Bereicherung des Bezügers, im Unterschied zu einem 
Kapital aus zum Beispiel einer Erbschaft oder einem Lotteriegewinn. Im 
Gegenteil dienen sie dem Ausgleich des Verlustes der Erwerbsfähigkeit und 
stellen Einkünfte des Bezügers dar. Um zu bestimmen, ob die Rückerstattung 
früher ausgerichteter Sozialhilfeleistungen geltend gemacht werden kann, 
muss demzufolge in erster Linie der rückwirkend bezogene Betrag zu den 
übrigen im betroffenen Zeitraum erzielten Einkünften gerechnet werden. Eine 
Rückerstattung kann anschliessen nur dann verlangt werden, wenn das so 
errechnete Gesamteinkommen die finanzielle Lage der Person derart 
verbessert, dass sie die Rückerstattung nach Artikel 29 Abs. 1 SHG erlaubt.
3 c)
Im vorliegenden Fall besteht die Summe von 23'420.- Franken, welche der 
Beschwerdeführer im Jahre 1998 erhielt und die nach Auffassung der 
beklagten Behörde die Rückerstattung der 8 Jahre zuvor gewährten 
Sozialhilfe rechtfertigt, aus 30 Monatsrenten von 768.- bis 788.- Franken. 
Diese betreffen die Zeit vom 1. Februar 1996 bis zum 31. Juli 1998 und 
wurden in diesem letzteren Monat auf einmal ausbezahlt.

Das Einkommen des Beschwerdeführers im obgenannten Zeitraum 
wurde von der beklagten Behörde nicht berechnet, während der Beschwerde​
führer seinerseits ohne weitere Präzisierung behauptet, dass die rückwirkende 
Zahlung seiner Invalidenrente ihm nicht einmal ermöglicht habe, das soziale 
Existenzminimum zu erreichen. Aus einem Kontoauszug, der vom Sozialdienst 
der Stadt Freiburg am 20. November 2002 vorgelegt wurde, geht hervor, dass 
der Beschwerdeführer von Februar 1996 bis Juli 1998 Sozialhilfeleistungen 
von insgesamt 9'234.70 Franken erhielt, von denen bis heute 5'433.20 
Franken rückerstattet wurden. Somit besteht noch ein Fehlbetrag von 3'800.- 
Franken. Nach Ansicht der hiesigen Behörde belegt dies deutlich genug, dass 
die Einkünfte des Beschwerdeführers, ohne Berücksichtigung der 
Rentenausstände, es diesem nicht ermöglichten, im obgenannten Zeitraum 
das soziale Existenzminimum zu erreichen.

Es muss somit festgestellt werden, dass die rückwirkende Ausrichtung der IV-
Rente XXX im Zeitraum vom 1. Februar 1996 bis zum 31. Juli 1998 zu einem 
Gesamteinkommen verholfen hat, das nur wenig über dem sozialen 
Existenzminimum lag.

3 d)
Unter solchen Umständen hat die beklagte Behörde ihre Ermessensbefugnis 
missbraucht, indem sie davon ausging, die Ausrichtung der Rentenausstände 
habe die finanzielle Lage von XXX so verbessert, dass man nach Artikel 29 
Abs. 1 SHG berechtigt sei, die Rückerstattung der früher gewährten Sozialhilfe 
zu fordern.

4 a)
Unabhängig von der tatsächlichen finanziellen Lage des Beschwerdeführers in 
der Zeit vom 1. Februar 1996 bis zum 31. Juli 1998 rechtfertigt die beklagte 
Behörde ihre Verfügung einer Rückerstattung der im Jahr 1990 erteilten 
materiellen Sozialhilfe mit der fehlenden Kooperationsbereitschaft des 
Beschwerdeführers und insbesondere mit der Tatsache, dass er nie 
nachgewiesen habe, wie seine finanzielle Lage genau aussehe und dass sie 
es ihm nicht erlaube, seine Schuld ratenweise zu tilgen.
4 b)
Nach Artikel 24 SHG haben Personen, die um materielle Hilfe nachsuchen, 
den Sozialdienst vollständig über ihre persönliche und finanzielle Situation zu 
informieren und die zur Abklärung erforderlichen Dokumente vorzulegen (Abs. 
1). Die materielle Hilfe kann abgelehnt werden, wenn der Gesuchsteller die 
Mitwirkung, die vernünftigerweise von ihm verlangt werden kann, verweigert 
(Abs. 2). 

Nachdem es sich bei der materiellen Sozialhilfe um eine Leistung handelt, die 
nach Artikel 29 Abs. 1 SHG rückerstattet werden muss, drängt sich eine 
solche Informationspflicht zumindest in Analogie auch für frühere 
Unterstützungsbezüger auf, an die der Sozialdienst als ehemaliger 
Leistungserbringer mit dem Ziel einer Rückerstattung herantritt.


Jedoch hat der hiesige Gerichtshof in seiner Rechtsprechung daran erinnert, 
dass die Sozialhilfebehörden zwar verpflichtet sind, Leistungskürzungen zu 
erwägen, wenn sie einen Mangel an Kooperationsbereitschaft oder einen 
unrechtmässigen Bezug materieller Hilfeleistungen feststellen, dass jedoch 
solche Kürzungen das verfassungsrechtliche Recht auf das Existenzminimum 
nicht beschneiden dürfen (nicht veröffentlichter Verwaltungsgerichtsentscheid 
vom 6. Dezember 2001 in der Sache B, Erwägung 2, und genannter 
Entscheid; s. auch SKOS-Richtsätze, Kap. A.8-1). Auf eine Rückerstattungs​
forderung im Sinne von Artikel 29 Abs. 1 SHG angewendet, bedeutet dieser 
Grundsatz, dass jede Geltendmachung einer Rückerstattung, die sich dahin 
gehend auswirkt, dass dem früheren Unterstützungsbezüger Einkünfte 
genommen werden, welche seinen Existenzbedarf decken - Ernährung, 
Kleidung, Wohnung und medizinische Versorgung - stets unrechtmässig 
erscheint (s. in Analogie Wolffers, S. 187).
4 c)
Im vorliegenden Fall durfte sich die beklagte Behörde nicht auf die 
Feststellung eines Mangels an Kooperationsbereitschaft des Beschwerde​
führers beschränken, um die Rückerstattung des Betrag von 2'323.55 Franken 
geltend zu machen. Auf diese Weise überging sie die finanzielle Lage von 
XXX. Dieser hat zwar mehrmals nicht auf die Aufforderung reagiert, einen 
Rückerstattungsplan zu erstellen, hingegen hat er schon am 2. Oktober 1998 
glaubhaft geltend gemacht, dass er nur eine halbe IV-Rente erhalte, mit der er 
nicht für seinen Existenzbedarf aufkommen könne.

4 d)
Darüber hinaus hat die Sozialkommission dem Beschwerdeführer das 
Gespräch verweigert, welches er im Rahmen seiner Einsprache vom 17. Mai 
1999 verlangt hatte und womit er sich gewillt zeigte, verschiedene Tatsachen 
namentlich in Bezug auf seine finanzielle Lage und die Verwendung der 
rückwirkend ausgerichteten Rentenbeträge klar darzulegen. In Berücksich​
tigung der besonderen Umstände dieses Falls und unter dem Aspekt von 
Artikel 4 Abs. 2 SHG - wonach die Sozialhilfe namentlich das Gespräch, die 
Information und Beratung umfasst - stellt diese Verweigerung einen 
ungerechtfertigten Formalismus, ja die mangelnde Bereitschaft der Behörde 
dar, die notwendigen Abklärungen zur Zusammenstellung der sachdienlichen 
Fakten vorzunehmen (s. Art. 45 VRG). Zwar muss die Sozialkommission nicht 
allen Gesuchen um Anhörung systematisch Folge leisten. Insofern jedoch, als 
sie die Situation des Beschwerdeführers zu ergründen suchte und der 
Interessierte sich schon schriftlich, jedoch unvollständig geäussert hatte, hätte 
die Sozialkommission die Gelegenheit einer Unterredung zwischen ihren 
Vertretern und dem Beschwerdeführer ergreifen müssen. Bei dieser Gelegen​
heit hätte sie ihre Forderungen und Erwartungen klar und deutlich formulieren 
können (s. unveröffentlichter Verwaltungsgerichtsentscheid vom 6. Dezember 
2001 in der Sache B, Erwägung 2).

Auf jeden Fall kann man nicht behaupten, der Beschwerdeführer habe sich 
ausdrücklich geweigert, zur rückwirkenden Ausrichtung der IV-Renten Stellung 
zu nehmen und seine Ablehnung, die Sozialhilfeleistungen rückzuerstatten, 
genau zu begründen. Demzufolge hat die Sozialkommission ihre 
Ermessensbefugnis missbraucht, indem sie den Standpunkt vertrat, sie sei 
nicht in der Lage, Auskünfte zu diesen beiden Fragen zu erhalten, weil der 
Beschwerdeführer es an Kooperationsbereitschaft fehlen lasse.
5 a)
Aus diesen Gründen muss auf die Beschwerde eingetreten und der Entscheid 
der beklagten Behörde aufgehoben werden.

5 b)
Im Hinblick auf den Ausgang der Beschwerde werden keine Verfahrenskosten 
erhoben (Art. 133 VRG), und das Gesuch des Beschwerdeführers, der von 
keinem Anwalt verbeiständet wurde, um unentgeltliche Rechtspflege wird 
gegenstandslos (s. Art. 35 und 8 des Gesetzes über die unentgeltliche 
Rechtspflege; SGF 136.1).

Der III. Verwaltungsgerichtshof

b e s c h l i e s s t :

1. Die Beschwerde XXX wird gutgeheissen und der angefochtene Entscheid aufgehoben.



2. Es werden keine Verfahrenskosten erhoben.



3. Das vom Beschwerdeführer eingereichte Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege wird gegenstandslos.



4. Dieser Entscheid wird mitgeteilt:


a) dem Beschwerdeführer;

b) der Sozialkommission der Gemeinde YYY;

c) dem kantonalen Sozialamt, zur Information.

Givisiez, den 16. Januar 2003
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